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Fallbeispiel 1 

Michael (20 – Anm. Name geändert) wurde in der Westbahn von Linz kurz vor dem Bahnhof 

Salzburg von der Zugstreife einer Kontrolle im Sinne der Ausgleichsmaßnahmen unterzogen 

 

 

 

Auszüge aus dem Abschlussbericht der LPD Salzburg 



Fallbeispiel 2 

 

 

Erich (19) raucht in der Garage des Elternhauses mit 4 Freunden Cannabis 

 

Mutter erstattet telefonisch Anzeige bei der Polizei, diese stellt die Glasbong mit 

Cannabisresten sicher; Cannabis wird keines mehr sichergestellt, die 3 Gramm, die 

anschließend von Erich gestanden werden, wurden bereits konsumiert (an 2 Tagen) 

 

Die Garage wurde aufgrund einer freiwilligen Nachschau durchsucht 



Fallbeispiel 3 



Fallbeispiel 4 



Rechte gegenüber der Polizei / Behörde 

Im Rahmen einer Amtshandlung haben Betroffene folgende Rechte: 

 
 Freiwillige Mitwirkung bzw. Duldung muss klar ausgesprochen werden (Betroffene 

muss sich bewusst sein) 

 Aufklärung über Rechte und (sofern bestehen) Mitwirkungspflichten 

 Zweck des Einschreitens muss bekannt gegeben werden (Ausnahme: Gefährdung der 

Aufgabenerfüllung) 

 Behandlung von Opfer mit besonderer Rücksicht 

 Bei Vernehmung ist Niederschrift anzufertigen 

 Vorbringung bedeutsamer Tatsachen und das Verlangen der Feststellung dieser 

 Bekanntgabe der Dienstnummer des/der BeamtIn  

 Aufklärung über die Beiziehung einer Vertrauensperson / Rechtsbeistand 

 

Verordnung des Bundesministers für Inneres, mit der Richtlinien für das Einschreiten der Organe des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes erlassen werden (Richtlinien-Verordnung - RLV) 



Unterscheidung SPG StPO 

Grundrechtseingriffe durch die Polizei sind mit unterschiedlichen Aufträgen unterschiedlich 

normiert (Sicherheitspolizeigesetz, Strafprozessordnung) 

 

Generell kann unterschieden werden, dass das Sicherheitspolizeigesetz (SPG) an der 

Verhinderung einer Tat bzw. an der Abwehr einer allgemeinen Gefahr orientiert ist, die 

Strafprozessordnung (StPO) an der Aufklärung einer Tat orientiert ist 

 

Eine genaue Grenzziehung ist speziell im Suchtmittelrecht nicht immer möglich ! 

 

Die Aufgabe der Sicherheitspolizei ist primär die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, 

Ordnung und Sicherheit und die erste allgemeine Hilfeleistungspflicht.  

 

Die Mitwirkung der Sicherheitsbehörden und ihrer Organe an der Vollziehung der StPO bzw. 

des StGB sind primär die Aufklärungstätigkeiten im Dienste der Strafjustiz 

("Kriminalpolizei"). 



Unterscheidung SPG StPO 

StPO 

 tlw strenge Formerfordernisse (Anordnung durch StA; vorherige richterliche 
Genehmigung) 

 Verhältnismäßigkeit (§ 5 StPO) 

 Gerichtlicher Beschwerdeweg (Einspruch [§ 106] gegen Maßnahmen der StA 
und KriPo; Beschwerde [§ 87] gegen gerichtliche Beschlüsse) 

 

SPG 

 Keine Formerfordernisse 

 Verhältnismäßigkeit (§§ 28 ff SPG) 

 Verwaltungsbehördlicher Beschwerdeweg (LVWG, VwGH, allenfalls VfGH) 



Grundrechtseingriffe 

• Identitätsfeststellung (§35 SPG, §118 StPO) 

• Hausdurchsuchung (§39 SPG, §§119 ff StPO) 

• Personendurch- und –untersuchung (§40 SPG, §§119 StPO) 

• Festnahme (§45 SPG, §§ 170 ff) 

 

Definitionen SPG 

Eine allgemeine Gefahr besteht bei einem gefährlichen Angriff oder sobald sich drei oder 
mehr Menschen mit dem Vorsatz verbinden, fortgesetzt gerichtlich strafbare Handlungen zu 
begehen (kriminelle Verbindung). 

 

„gefährlicher Angriff“  

Bedrohung eines Rechtsgutes durch die rechtswidrige Verwirklichung des Tatbestandes einer 
gerichtlich strafbaren Handlung, die vorsätzlich begangen wird (Delikte nach dem StGB, 
Verbotsgesetz, Fremdenpolizeigesetz, SMG – ausgenommen der persönliche Gebrauch, 
Anti-Doping-Gesetz) 

 

„Mit beträchtlicher Strafe bedroht“ sind gerichtlich strafbare Handlungen, die mit mehr als 
einjähriger Freiheitsstrafe bedroht sind 



Identitätsfeststellung 

Die Feststellung der Identität einer Person ist grundsätzlich unbeschränkt möglich, 
sofern sie nicht in die Rechte eines Menschen eingreift und eine Ermächtigung zur 
Ermittlung personenbezogener Daten besteht (vor allem Sicherheitspolizei!) 

 

 Im SPG finden sich taxativ aufgezählte Gründe, in denen die Feststellung der Identität 
der Person durch Befehls- und Zwangsgewalt bei gleichzeitiger Mitwirkungspflicht 
des Betroffenen durchgesetzt werden kann.  (siehe nächste Folie). 

 

Dann muss Namen, Geburtsdatum und Wohnanschrift angeben werden. Alle anderen 
Fragen zur Person (z.B. Name und Adresse der Eltern, Hobbies, FreundInnen, Schule, 
Arbeitsplatz) müssen nicht beantworten werden. 

 

Wenn aufgrund bestimmter Tatsachen angenommen werden kann, dass jemand an einer 
Straftat beteiligt ist bzw. Auskunft geben kann oder Spuren hinterlassen hat, ist die 
Kriminalpolizei ermächtigt, zur Identitätsfeststellung die Namen einer Person, ihr 
Geschlecht, ihr Geburtsdatum, ihren Geburtsort, ihren Beruf und ihre Wohnanschrift zu 
ermitteln. Die Kriminalpolizei ist auch ermächtigt, die Größe einer Person festzustellen, 
sie zu fotografieren, ihre Stimme aufzunehmen und ihre Papillarlinienabdrücke 
abzunehmen, soweit dies zur Identitätsfeststellung erforderlich ist. 



Identitätsfeststellungsgründe 

 wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, jemand stehe im 
Zusammenhang mit einem gefährlichen Angriff oder könne über einen solchen Angriff 
Auskunft erteilen; 

 

  wenn der dringende Verdacht besteht, dass sich an einem Aufenthaltsort  mit 
beträchtlicher Strafe bedrohte Handlungen ereignen  ("razziaähnlich") oder  flüchtige 
Straftäter oder einer Straftat Verdächtige verbergen; 

 

 wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, es handle sich 
o  um einen abgängigen Minderjährigen (§ 146b ABGB) oder 

o  um einen Menschen, der auf Grund einer psychischen Krankheit das Leben oder die 
Gesundheit anderer ernstlich und erheblich gefährdet oder 

o  um einen Untersuchungshäftling oder Strafgefangenen, der sich der Haft entzogen hat. 

 

 wenn nach den Umständen anzunehmen ist, der Betroffene habe im Zuge einer noch 
andauernden Reisebewegung die Binnengrenze überschritten oder werde sie 
überschreiten; 

 

 wenn der Betroffene entlang eines vom internationalen Durchzugsverkehr benützten 
Verkehrsweges unter Umständen angetroffen wird, die für grenzüberschreitend 
begangene gerichtlich strafbare Handlungen typisch sind (Suchtgifthandel!) 

 [....]    



Keine Mitwirkung an der Identitätsfeststellung 

Ist die Identität nicht klärbar bzw. verweigert jemand die Mitwirkung, ist eine Dursuchung der 
Kleidung nach Ausweisen durch die Exekutive möglich.  

 

Auch eine Begleitung zu einem Ort, an dem Identitätsdokumente aufbewahrt werden, ist 
möglich.  

 

Die Exekutive darf jemand für eine Personenkontrolle auf das Wachzimmer mitnehmen 

 

  wenn jemand die Mitwirkung an der Identitätsfeststellung verweigert 

 

 wenn sich jemand nicht ausweisen kann, die Exekutive aber die Feststellung der 
Identität als notwendig erachtet – es besteht in Österreich keine generelle 
Ausweispflicht! 

 

 wenn jemand minderjährig und abgängig bist.  

 



Personen-Durchsuchung 

„Durchsuchung einer Person“ ist die Durchsuchung der Bekleidung einer Person und der 

Gegenstände, die sie bei sich hat bzw. die Besichtigung des unbekleideten Körpers einer 

Person. 

  

Die Personen-Durchsuchung darf  vorgenommen werden, wenn auf Grund bestimmter 

Tatsachen anzunehmen ist, jemand stünde mit einem gegen Leben, Gesundheit, Freiheit 

oder Eigentum gerichteten gefährlichen Angriff in Zusammenhang und hätte einen 

Gegenstand bei sich, von dem Gefahr ausgeht. (Gilt auch für Durchsuchung von 

Behältnissen) 

 

Eine Personen-Durchsuchung darf weiters bei Personen vorgenommen werden, die  

festgenommen worden sind. 

 

Die Durchsuchung eines Menschen (Durchsuchung der Kleidung und Besichtigung des 

Körpers) sollte nur von jemandem desselben Geschlechtes oder von einem Arzt 

vorgenommen werden. 

 

Bei Großveranstaltungen muss durch Verordnung festgelegt werden, dass der Zutritt nur 

nach Personendurchsuchung möglich ist.  

 

Dies gilt nicht für Versammlungen nach dem Versammlungsgesetz! 



Personen-Durchsuchung 

Durchsuchung einer Person durch die Kriminalpolizei ist zulässig, wenn diese 

• festgenommen oder auf frischer Tat betreten wurde, 

• einer Straftat verdächtig ist und auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass 

sie Gegenstände, die der Sicherstellung unterliegen, bei sich oder Spuren an sich habe. 

 

Wenn sich die Person entkleiden muss , bedarf dies – ausgenommen bei Gefahr in Verzug – 

der gerichtlich bewilligten Anordnung der Staatsanwaltschaft. Diese Durchsuchung ist stets 

von einer Person desselben Geschlechts oder von einem Arzt unter Achtung der Würde 

der zu untersuchenden Person vorzunehmen. 

 

"Gefahr" ist dann in "Verzug", wenn der Zweck der Ermittlungsmaßnahme durch Zuwarten 

bis zur Entscheidung durch die Staatsanwaltschaft vereitelt würde.  

 

 

 

 



Körper-Durchsuchung 

"Körperliche Untersuchung“ ist die Durchsuchung von Körperöffnungen, die Abnahme einer 

Blutprobe und jeder andere Eingriff in die körperliche Integrität von Personen (z.B. 

Harnabnahme) – ist ausschließlich durch ÄrztInnen durchführbar! 

 

 Eine körperliche Untersuchung ist zulässig, wenn 

[...]  2. auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass eine Person Gegenstände im 

Körper verbirgt, die der Sicherstellung unterliegen, oder 

 3. Tatsachen, die für die Aufklärung einer Straftat oder die Beurteilung der 

Zurechnungsfähigkeit von maßgebender Bedeutung sind, auf andere Weise nicht 

festgestellt werden können. 

 

 

  

 

 

  



Körper-Durchsuchung 

Sofern eine Person festgenommen wird, weil auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen 

ist, dass sie Suchtgift im Körper verberge, kann sie zur Abwendung der weiteren Anhaltung 

von der Sicherheitsbehörde die körperliche Untersuchung mit geeigneten bildgebenden 

Verfahren verlangen. Der Beschuldigte ist zur Anwendung unverzüglich einem Arzt 

vorzuführen. 

 

Die Zollorgane sind bei Verdacht einer Straftat nach dem SMG ermächtigt, Personen 

festzunehmen und eine körperliche Untersuchung mit bildgebenden Verfahren zu 

veranlassen sowie Suchtmittel vorläufig sicherzustellen. Sie haben die zuständige 

Sicherheitsbehörde unverzüglich von den getroffenen Maßnahmen in Kenntnis zu setzen; 

festgenommene Personen sowie sichergestellte Sachen sind ohne Verzug der 

Sicherheitsbehörde oder dem Gericht zu übergeben. 



Durchsuchen von Grundstücken, Räumen und Fahrzeugen 

Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Grundstücke, Räume oder 

Fahrzeuge zu betreten bzw. zu durchsuchen, sofern dies zur Erfüllung der ersten 

allgemeinen Hilfeleistungspflicht oder zur Abwehr eines gefährlichen Angriffs 

erforderlich ist. 

 

Die Durchsuchung von Orten sind zulässig, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen 

anzunehmen ist, dass sich dort eine Person verbirgt, die einer Straftat verdächtig ist, oder 

Gegenstände oder Spuren befinden, die sicherzustellen oder auszuwerten sind. 

 

Durchsuchungen von Orten sind von der Staatsanwaltschaft auf Grund einer gerichtlichen 

Bewilligung anzuordnen; Ausnahme: Gefahr im Verzug 

 

Über jede Durchsuchung hat die Kriminalpolizei sobald wie möglich der Staatsanwaltschaft zu 

berichten, welche im  Nachhinein eine Entscheidung des Gerichts über die Zulässigkeit der 

Durchsuchung zu beantragen hat. 

 



(Beschuldigten)vernehmung 

Jede Person, die vernommen werden soll, ist 
grundsätzlich schriftlich vorzuladen, es sei denn, 
dass sie – nach Belehrung über ihre Stellung im 
Verfahren – zur sofortigen Vernehmung bereit ist. 

Einer Ladung ist immer Folge zu leisten. 



Festnahme 

Die Staatsanwaltschaft kann (vorbehaltlich gerichtlicher Zustimmung) die Festnahme eines 

Beschuldigten anordnen, wenn  

• der Beschuldigte auf frischer Tat ertappt wird, 

• der Beschuldigte flüchten oder untertauchen will, 

• der Beschuldigte Zeugen, Sachverständige und Mitbeschuldigte beeinflussen oder die 

Spuren der Tat beseitigen will, 

• Wiederholungsgefahr oder die Gefahr der weiteren Ausführung einer bereits 

begonnenen Tat besteht und diese Straftat mit mehr als sechs Monaten Freiheitsstrafe 

bedroht ist.   

 

Eine Festnahme (Verhaftung) ist nicht zulässig, wenn sie unverhältnismäßig ist.  

 

In den meisten Fällen handelt zuerst die Kriminalpolizei. Sie ist auch dann zur Festnahme 

(Verhaftung) berechtigt, wenn die Einholung einer Anordnung durch die Staatsanwaltschaft und 

deren richterlichen Bewilligung zwar notwendig, aber aufgrund eines akuten 

Handlungsbedarfes nicht sofort möglich ist. 

 

Der Rechtsanwaltliche Journaldienst für festgenommene Beschuldigte ist täglich von 00.00 bis 

24.00 Uhr kostenfrei aus ganz Österreich unter der Telefonnummer 0800 376 386 zu erreichen. 

Der erste Anruf und eine erste telefonische Beratung sind kostenlos.  

 

 



„Therapie statt Strafe“ 

§ 35 SMG 

Vorläufiger Rücktritt der Verfolgung 
durch die StA 

§ 39 SMG 

Verurteilung 

oder:  
§ 37 SMG 

Vorläufige Einstellung des Verfahrens 
durch das Gericht 

 

  

 
 

Probezeit: 1 - 2 Jahre 
ev. + Bewährungshilfe 

§ 40 SMG 

Bedingte Strafnachsicht 
= Rechtwirkung der bedingten Verurteilung 

 
 

Einstellung des Verfahrens 

 
Probezeit: 1 – 3 Jahre 

ev. + Bewährungshilfe und Weisungen 
 
Nachträgliche Einleitung/Fortsetzung des Verfahrens  
(§38 SMG) 

 

 
- Bei strafbaren Handlungen in der Probezeit 
- Bei Verweigerungen gesundheitsbezogener 
  Maßnahmen oder der Bewährungshilfe 
- auf Antrag des Angezeigten   

 

 

 

Gesundheitsbezogene Maßnahme 

Aufschub des Strafvollzugs 
für max. 2 Jahre 

Gesundheitsbezogene Maßnahme 
 



Gesundheitsbezogene Maßnahmen 

gem. § 11 SMG 

 

1. Die ärztliche Überwachung des Gesundheitszustands, 

2. Die ärztliche Behandlung einschließlich der Entzugs- und Substitutionsbehandlung, 

3. Die klinisch-psychologische Beratung und Betreuung, 

4. Die Psychotherapie sowie 

5. Die psychosoziale Beratung und Betreuung. 

 

Die Maßnahmen haben durch qualifizierte und mit Fragen des Suchtgiftmissbrauchs hinreichend 

vertraute Personen stattzufinden. 
 

 





Vertiefung 



http://justizinfo.justiz.gv.at/straf/swf/ 

https://www.help.gv.at/ 

http://www.ris.bka.gv.at/ 
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